
S A T Z U N G 

über die Vermeidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen 

im Landkreis Unterallgäu 
(Abfallwirtschaftssatzung - AWS) 

vom 9November 2021 

Auf Grund von Art. 3 Abs. 2, Art. 7 Abs. 1 des 
Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG 
- (BayRS 2129-2-1-U), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom Gesetz vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 
286) und § 7 Satz 4 der Gewerbeabfallverord 
nung - GewAbfV - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. April 2017 (BGBl 1 2017, 
896), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
9. Juli 2021 (BGBl. 1 2021, 2598) in Verbindung 
mit Art. 18 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Absatz 2 
der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
- LKrO - (BayRS 2020-3-1-1), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. März 2021 (GVBI. S. 74), 
erlässt der Landkreis Unterallgäu mit Zustim-
mung der Regierung von Schwaben vom 
3. November 2021, Az.: 55.1-8104.2-15/4, fol-
gende Satzung: 

1. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

Begriffsbestimmungen, 
Anwendungsbereich 

(1) 'Abfälle im Sinn dieser Satzung sind alle 
Stoffe oder Gegenstände, deren sich ihr Besit-
zer entledigt, entledigen will oder entledigen 
muss (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Kreislaufwirtschaftsge-
setz - KrWG). 2Abfälle, die verwertet werden, 
sind Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe); Ab-
fälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle 
zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1 Satz 2 KrWG). 3Keine 
Abfälle im Sinne dieser Satzung sind die in § 2 
Abs. 2 KrWG genannten Stoffe und Materia-
lien. 

(2) 'Abfälle aus privaten Haushaltungen sind 
Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen 
der privaten Lebensführung anfallen, insbe-
sondere in Wohnungen und zugehörigen 
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in 
anderen vergleichbaren Anfallstellen wie  

Wohnheimen oder Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens. 2Alle nicht Satz 1 zuordenbaren 
Abfälle sind Abfälle aus anderen Herkunftsbe-
reichen als privaten Haushaltungen. 

(3) 'Sperrmüll ist sperriger Abfall zur Beseiti-
gung aus privaten Haushaltungen, der infolge 
seiner Größe oder seines Gewichts nicht in die 
zugelassenen Behältnisse aufgenommen wer-
den kann oder das Entleeren der Behältnisse 
erschwert und mit einem Gebäude nicht fest 
verbunden war. 12Hierzu gehören auch haus-
haltstypische Einrichtungsgegenstände aus 
anderen Herkunftsbereichen. 

(4) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 
der Anlage der Verordnung über das Europäi-
sche Abfallverzeichnis aufgeführt sind, insbe-
sondere 

a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die 
Abfällen aus privaten Haushaltungen auf-
grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-
mensetzung ähnlich sind, sowie 

b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Ein-
richtungen mit Ausnahme der in Absatz 2 
Satz 1 genannten Abfälle. 

(5) Bioabfälle im Sinn dieser Satzung sind 
biologisch abbaubare pflanzliche, tierische 
oder aus Pilzmaterialien bestehende Abfälle 
aus Haushaltungen und anderen Herkunftsbe-
reichen, die über die Biotonne eingesammelt 
werden, mit Ausnahme von Speiseresten aus 
Tierkörperteilen und tierischen Erzeugnissen, 
die in Gaststätten und Einrichtungen zur Ge-
meinschaftsverpflegung nicht nur in geringen 
Mengen anfallen. 

(6) Die Abfallentsorgung im Sinn dieser Sat-
zung umfasst die Abfallverwertung und die 
Abfallbeseitigung sowie die hierzu erforderli-
chen Maßnahmen des Einsammelns, Beför-
derns, Behandelns, Lagerns und Ablagerns der 
Abfälle. 

(7) 'Grundstück im Sinn dieser Satzung ist 
jedes räumlich zusammenhängende und einem 
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum 
desselben Eigentümers, das eine selbständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es 
sich um mehrere Grundstücke oder Teile von 
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Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts 
handelt. 'Rechtlich verbindliche planerische 
Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

(8) 'Grundstückseigentümern im Sinn dieser 
Satzung stehen Erbbauberechtigte, Nießbrau-
cher und ähnlich zur Nutzung eines Grund-
stücks dinglich Berechtigte gleich. 'Von mehre-
ren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

(9) Beschäftigte im Sinn dieser Satzung sind 
alle in einem anderen Bereich als privaten 
Haushaltungen Tätige (z. B. Arbeitnehmer, Un-
ternehmer, mithelfende Familienangehörige, 
Auszubildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. 

§2 
Abfallvermeidung und Wiederverwendung 

(1) 'Jeder Benutzer der öffentlichen Ab-
fallentsorgungseinrichtung des Landkreises hat 
die Menge der bei ihm anfallenden Abfälle und 
ihren Schadstoffgehalt so gering wie nach den 
Umständen möglich und zumutbar zu halten. 
'Die  Wiederverwendung von Abfällen hat Vor-
rang vor deren Verwertung und Beseitigung. 

(2) 'Der Landkreis. berät private Haushaltun-
gen und Einrichtungen aus anderen Bereichen 
über die Möglichkeiten zur Vermeidung, Wie-
derverwendung und Verwertung von Abfällen. 
2  E bestellt insoweit Fachkräfte zur Beratung 
der Abfallbesitzer. 

§3 
Abfallentsorgung durch den Landkreis 

(1) Der Landkreis entsorgt nach Maßgabe der 
Gesetze und dieser Satzung durch eine öffent-
liche Einrichtung die in seinem Gebiet angefal-
lenen und ihm überlassenen Abfälle. 

(2) 'Zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 
kann sich der Landkreis Dritter, insbesondere 
privater Unternehmen, bedienen. 'Als Einrich-
tungen der öffentlichen Abfallwirtschaft des 
Landkreises gelten auch Anlagen und Einrich-
tungen, die von beauftragten Dritten betrieben 
werden. 3Der Landkreis kann vorschreiben, 
dass bestimmte Abfälle diesen Einrichtungen 
zuzuführen sind. 'Die Einrichtungen nach Satz 1  

werden vom Landkreis öffentlich bekannt ge-
macht. 

(3) 'Der Landkreis kann einzelne Aufgaben 
der Abfallentsorgung durch gesonderte 
Rechtsverordnung auf kreisangehörige Ge-
meinden mit deren Zustimmung übertragen. 
21n diesen Fällen übernehmen die kreisangehö-
rigen Gemeinden die Rechte und Pflichten des 
Landkreises. 

§4 
Ausnahmen von der 

Abfallentsorgung durch den Landkreis 

(1) Von der Abfallentsorgung durch den Land-
kreis sind ausgeschlossen: 

1. Eis und Schnee, 

2. explosionsgefährliche Stoffe (wie z. B. 
Feuerwerkskörper, Munition, Sprengkör 
per, Druckgasflaschen), 

3. folgende Abfälle aus Einrichtungen des 
Gesundheitswesens, insbesondere Kran-
kenhäusern, Dialysestationen und - 

zentren, Sanatorien, Kur- und Pflegehei-
men, Arzt- und Zahnarztpraxen, medizini-
schen und zahntechnischen Laboratorien, 
Instituten für Pathologie, Blutspende 
diensten und Blutbanken, Hygieneinstitu-
ten, Praxen der Heilpraktiker und der phy-
sikalischen Therapie, Apotheken, Haus-
und Familienpflegestationen, tierärztli-
chen Praxen und Kliniken, Tierversuchsan-
stalten: 

a) Infektiöse Abfälle 

- Abfälle, an deren Sammlung und Ent-
sorgung aus infektionspräventiver 
Sicht besondere Anforderungen ge-
stellt werden (insbesondere Abfall-
schlüssel 18 0103* und 18 02 02*), 

b) Chemikalien, Laborabfälle, Arzneimit-
tel, Verpackungen, 

die aus gefährlichen Abfällen beste-
hen oder solche enthalten (insbeson-

 

dere Abfallschlüssel 180106*, 
15 02 02*,  18 02 05*1  15 01 10*), 
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- Zytotoxische und zytostatische sonstigen Sammelfahrzeugen transportiert 
Arztneimittel (insbesondere Abfall- werden können, 
schlüssel 18 0108* und 18 02 07*), 

3. Klärschlämme und sonstige Schlämme, 
- Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin 

(insbesondere Abfallschlüssel 18 01 
10*), 

c) Körperteile und Organe, einschließlich 
Blutbeutel und Blutkonserven (insbe-
sondere Abfallschlüssel 18 01 02) 

4. Altautos, Altöl und Altreifen mit Ausnahme 
von Motorradreifen und Pkw-Reifen bis zu 
einem Durchmesser von 60 cm, 

5. pflanzliche Abfälle aus der Land-, Forst- und 
Almwirtschaft sowie aus dem Erwerbsgar-
tenbau, soweit haushaltsübliche Mengen 
überschritten werden, 

6. Klärschlämme und sonstige Schlämme, die 
einen Wassergehalt von mehr als 25 % ha 
ben, sowie Fäkalschlämme und Fäkalien, 

7. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen, soweit diese nach 
Art,. Menge oder Beschaffenheit nicht mit 
den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
entsorgt werden können, 

8. Abfälle, die auf Grund eines Gesetzes zur 
abfallwirtschaftlichen Produktverantwor-

 

tung oder im Zusammenhang mit einer 
nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverord-
nung von Dritten zurückzunehmen sind. 

9. sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der 
Regierung von Schwaben im Einzelfall we-
gen ihrer Art oder Menge von der Abfallent-
sorgüng durch den Landkreis ausgeschlos-
sen worden sind. 

(2) Vom Einsammeln und Befördern durch 
den Landkreis sind ausgeschlossen: 

1. Bauschutt., Baustellenabfälle, Straßenauf-
bruch und Erdaushub, 

2. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
Art,. Menge oder Beschaffenheit nicht in den 
zugelassenen Behältnissen oder jedermann 
zugänglichen Sammelbehältern gesammelt 
oder mit den Hausmüllfahrzeugen oder 

4. sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der 
Regierung von Schwaben im Einzelfall we-
gen ihrer Art oder Menge vom Einsammeln 
und Befördern durch den Landkreis ausge-
schlossen worden sind. 

(3) 'Bei Zweifeln darüber, ob und inwieweit 
ein Abfall vom Landkreis zu entsorgen ist, ent-
scheidet der Landkreis oder dessen Beauftrag-
ter. 2Dem Landkreis ist auf Verlangen nachzu 
weisen, dass es sich nicht um einen von der 
kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise 
ausgeschlossenen Abfall handelt; die Kosten 
hierfür hat der Nachweispflichtige zu tragen. 

(4) 'Soweit Abfälle nach Absatz 2 vom Ein-
sammeln und Befördern durch den Landkreis 
ausgeschlossen sind, dürfen sie ohne besonde-
re schriftliche Vereinbarungen mit dem Land-
kreis weder der Müllabfuhr übergeben noch in 
den jedermann zugänglichen Sammelbehältern 
überlassen werden. 2Soweit Abfälle darüber 
hinaus nach Absatz 1 vom Behandeln.. Lagern 
und Ablagern durch den Landkreis ausge-
schlossen sind, dürfen sie auch nicht gemäß § 
14 und § 17 überlassen werden. 'Geschieht 
dies dennoch, so kann der Landkreis neben 
dem Ersatz des ihm entstehenden Schadens 
die Rücknahme der Abfälle oder die Erstattung 
derjenigen Aufwendungen verlangen, die ihm 
für eine ordnungsgemäße Entsorgung der Ab-
fälle entstanden sind. 

§5 

Anschluss- und überlassungsrecht 

(1) 'Die Grundstückseigentümer im Kreisge-
biet sind berechtigt, den Anschluss ihrer 
Grundstücke an die öffentliche Abfallentsor-
gungseinrichtung des Landkreises zu verlangen 
(Anschlussrecht). 2Ausgenommen sind die nicht 
zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen 
Zwecken nutzbaren bzw. für eine solche Nut-
zung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf 
denen Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Über-
lassungsrecht besteht, nicht oder nur aus-
nahmsweise anfallen. 
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(2) 'Die Anschlussberechtigten und sonstige 
zur Nutzung eines anschlussberechtigten 
Grundstücks Berechtigte, insbesondere Mieter 
und Pächter, haben das Recht, den gesamten 
auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen 
anfallenden Abfall nach Maßgabe der §§ 10 bis 
17 der öffentlichen Abfallentsorgungseinrich-
tung des Landkreises zu überlassen (Überlas-
sungsrecht). 2Soweit auf nicht anschlussbe-

rechtigten Grundstücken Abfälle anfallen, ist 
ihr Besitzer berechtigt, sie in geeigneter Weise 
der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung 
zu überlassen. 

(3)Vom Überlassungsrecht nach Absatz 2 sind 
die in § 6 Abs. 3 Nrn. 1 bis 4 dieser Satzung 
genannten Abfälle ausgenommen. 

§6 
Anschluss- und Überlassungszwang 

(1) 'Die Eigentümer von im Kreisgebiet gele-
genen Grundstücken sind verpflichtet, ihre 
Grundstücke an die öffentliche Abfallentsor-
gungseinrichtung des Landkreises anzuschlie-
ßen (Anschlusszwang). 2Ausgenommen sind die 
nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberufli-
chen Zwecken nutzbaren bzw. für eine solche 
Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf 
denen Abfälle, für die nach den Absätzen 2 und 
3 ein Überlassungszwang besteht, nicht oder 
nur ausnahmsweise anfallen. 

(2) 'Die Anschlusspflichtigen und sonstige zur 
Nutzung eines anschlusspflichtigen Grund-
stücks Berechtigte, insbesondere Mieter und 
Pächter, haben nach Maßgabe des § 17 KrWG 
und mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten 
Abfälle den auf ihren Grundstücken oder sonst 
bei ihnen anfallenden Abfall gemäß den nähe-
ren Regelungen der §§ 10 bis 17 der öffentli-
chen Abfallentsorgungseinrichtung des Land-
kreises zu überlassen (Überlassungszwang). 
2Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grund
stücken überlassungspflichtige Abfälle im Sinn 
des Satzes 1 anfallen, sind diese von ihrem 
Besitzer unverzüglich und in geeigneter Weise 
der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung 
zu überlassen 3Für den gesamten im Landkreis 
anfallenden Abfall zur Beseitigung (mit Aus-
nahme der im Absatz 3 ausgeschlossenen Ab-
fallarten) besteht Überlassungspflicht an den 
Landkreis nach Maßgabe des § 17 KrWG-
'Abfälle zur Beseitigung sind schon am Anfall-

  

ort von Abfällen zur Verwertung getrennt zu 
halten. 

(3) Vom Überlassungszwang nach Absatz 2 
sind ausgenommen: 

1. die in § 4 Abs. 1 genannten Abfälle, 

2. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 
KrWG zur Beseitigung außerhalb von Anla-
gen im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelas-
senen Abfälle, soweit diese nach den Vor-
schriften der Verordnung beseitigt werden, 

3. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 
Abs. 2 KrWG zur Beseitigung außerhalb von 
Anlagen im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zuge-
lassenen Abfälle, soweit diese gemäß den 
Anforderungen der Einzelfallentscheidung 
beseitigt werden, 

4. die Abfälle, deren Beseitigung dem Inhaber 
einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29 
Abs. 2 KrWG übertragen worden ist. 

(4) Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 dürfen die Anschluss- und 
Ü berlassu ngspflichtigen auf ihren Grundstü-
cken Anlagen zur Beseitigung von Abfällen 
weder errichten noch betreiben. 

§7 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten, 

Mitwirkung der Gemeinden 

(1) 'Die Anschluss- und gegebenenfalls Über-
lassungspflichtigen müssen dem Landkreis oder 
einer von ihm bestimmten Stelle zu den durch 
Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für 
jedesanschlusspflichtige Grundstück die für die 
Abfallentsorgung und die Gebührenberech-
nung und -erhebung wesentlichen Umstände 
mitteilen; dazu gehören insbesondere die An-
zahl der auf dem Grundstück befindlichen pri-
vaten Haushaltungen und Einrichtungen aus 
anderen Herkunftsbereichen, Angaben über 
den Grundstückseigentümer und die sonstigen 
zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grund-
stücks Berechtigten sowie über die Art, die 
Beschaffenheit und die Menge der Abfälle, die 
dem Landkreis überlassen werden müssen. 

n 'Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegeben-
heiten  ändern oder wenn auf einem Grund-
stück erstmals überlassungspflichtige Abfälle 
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anfallen, haben die Anschluss- und Überlas-
sungspflichtigen unaufgefordert und unverzüg-
lich entsprechende Mitteilungen zu machen. 

(2) 'Unbeschadet des Absatzes 1 kann der 
Landkreis von den Anschluss- und den Überlas-
sungspflichtigen jederzeit Auskunft über die für 
die Abfallentsorgung und die Gebührenbe-
rechnung wesentlichen Umstände verlangen. 
'Dazu  hat der Landkreis bzw. haben seine Mit-
arbeiter zur Erfüllung seiner Aufgaben und zum 
Vollzug der Satzung das Recht, die Grundstücke 
der Anschlusspflichtigen zu betreten. 

(3) 'Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zur 
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen. 2Dies gilt insbe-
sondere für erforderliche Mitteilungen zur 
Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität nach 
§ 15 Abs. 2. 3Werden die erforderlichen Mittei-
lungen nicht erteilt, so werden die erforderli-
chen Werte geschätzt. 4Die geschätzten Werte 
werden für die Ermittlung der Restmüllbehäl-
terkapazität solange zugrunde gelegt, bis die 
tatsächlichen Werte vom Verpflichteten ge-
meldet und vom Landkreis anerkannt worden 
sind. 

(4) 'Die Gemeinden unterstützen den Land-
kreis nach den Grundsätzen der Amtshilfe bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Sat-
zung. 'Die Gemeinden teilen dem Landkreis die 
für den Vollzug dieser Satzung und die zur Ge-
bührenerhebung erheblichen Daten mit. 

§8 
Störungen in der Abfallentsorgung 

(1) 'Wird die Abfallentsorgung infolge höhe-
rer Gewalt, behördlicher Verfügungen, Be-
triebsstörungen, betriebsnotwendiger Arbeiten 
oder sonstiger betrieblicher Gründe vorüber-
gehend eingeschränkt, unterbrochen oder 
verspätet durchgeführt, so besteht kein An-
spruch auf Gebührenminderung oder Scha-
densersatz. 'Die unterbliebenen Maßnahmen 
werden so bald wie möglich nachgeholt. 

(2) 'Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten 
Abfälle sind bei Störungen im Sinn des Absat-
zes 1, die länger als einen Tag andauern, von 
den Überlassungspflichtigen wieder zurückzu-

  

nehmen. 'Müllbehälter sind an ihren gewöhnli-
chen Standplatz zurückzustellen. 

§9 
Eigentumsübertragung 

'Der Abfall geht mit dem Verladen auf das 
Sammelfahrzeug oder mit der Überlassung in 
einem jedermann zugänglichen Sammelbehäl-
ter oder einer sonstigen Sammeleinrichtung in 
das Eigentum des Landkreises über. 'Wird Ab-
fall durch den Besitzer oder für diesen durch 
einen Dritten zu einer hierzu geeigneten Ab-
fallentsorgungseinrichtung des Landkreises 
gebracht, so geht der Abfall mit der Übernah-
me zur Entsorgung in das Eigentum des Land-
kreises über. 31m Abfall gefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 

2. Abschnitt 

Einsammeln und Befördern der Abfälle 

§ 10 
Formen des Einsammelns 

und Beförderns 

Die vom Landkreis ganz oder teilweise zu ent-
sorgenden Abfälle werden eingesammelt und 
befördert 

1. durch den Landkreis oder von ihm beauf-
tragte Dritte, insbesondere private Unter-
nehmen, 

a) im Rahmen des Bringsystems (§§ 11 und 
12) oder 

b) im Rahmen des Holsystems (§§ 13 bis 
16) oder 

2. durch den Besitzer selbst oder ein von ihm 
beauftragtes Unternehmen (§ 17). 

§ 11 
Bringsystem 

(1) 'Beim Bringsystem werden die Abfälle 
nach Maßgabe des § 12 in jedermann zugängli-
chen Sammelbehältern oder sonstigen Samme-
leinrichtungen (Wertstoffhöfe) erfasst, die der 
Landkreis in zumutbarer Entfernung für die 
Abfallbesitzer bereitstellt. 2Dies gilt nicht für 



derartige Abfälle aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen, wenn das 
haushaltsübliche Maß überschritten wird. 

(2) Dem Bringsystem unterliegen 

folgende Abfälle zur Verwertung: 

a) Behälterglas, getrennt nach den Sor-
ten grün, braun und farblos, 

b) Papier, Pappe und Kartonagen, soweit 
nicht von der Möglichkeit der Abho-
lung Gebrauch gemacht wird, 

c) Altmetall, 
d) PE-Kunststoffe und sonstige verwert-

bare Kunststoffarten, 
e) alle sonstigen Verpackungen, die auf 

Grund der Verpackungsverordnung 
außerhalb der öffentlichen Abfallent-
sorgung zurückzunehmen und zu ver-
werten sind, soweit nicht von der 
Möglichkeit der Abholung Gebrauch 
gemacht wird, 

f) pflanzliche Gartenabfälle, soweit nicht 
von der Möglichkeit der Abholung Ge-
brauch gemacht oder eine Eigenkom-
postierung durchgeführt wird, 

g) Sperrmüll (§ 1 Abs. 3), soweit nicht von 
der Möglichkeit der Abholung Ge-
brauch gemacht wird, 

h) für private Haushalte konstruierte 
Elektro- und Elektronikaltgeräte, 

i) für private Haushalte konstruierte Alt-
kühlgeräte und Weißmöbel (Waschma-
schinen, Spülmaschinen, Elektroherde, 
Wäschetrockner, -schleudern), soweit 
nicht von der Möglichkeit der Abholung 
Gebrauch gemacht wird, 

j) Altholz, 
k) Speisefette und -öle, 
1) tragbare Altkleider und Altschuhe, 
m) Motorrad- und Pkw-Reifen, 
n) Batterien, 
o) Bauschuttkleinmengen, 
p) Tonerkartuschen, 
q) CDs und DVDs, 
r) Wachsreste, 
s) Flachglas aus privaten Haushalten, 
t) Polyurethan-Schaumdosen, 
u) Kork. 

folgende Abfälle zur Beseitigung: 

a) nicht verwertbare Inertabfälle, welche 
die Zuordnungswerte für Deponien der 
Klasse 0 nach der Deponieverordnung 
(DepV) einhalten, z. B. unbelasteter. 
Bauschutt,. 

b) nicht verwertbare Inertabfälle, welche 
die Zuordnungswerte für Deponien der  

Klasse 1 und II nach der Deponiever-
ordnung (DepV) einhalten, z. B. Mine-
ralwolle oder Asbestzementplatten, 

c) brennbarer Sperrmüll, soweit er nicht 
nach Nummer 1 Buchstabe g) oder § 13 
Abs. 2 in Verbindung mit § 14 Abs. 2 er-
fasst wird, 

d) brennbarer Abfall zur Beseitigung aus 
privaten Haushaltungen, falls aus-
nahmsweise und vorübergehend so 
viel Restmüll anfällt, dass er in den zu-
gelassenen Gefäßen nach § 14 Abs. 6 
nicht untergebracht werden kann. 

3. Abfälle aus privaten Haushaltungen und 
Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus an-
deren Herkunftsbereichen, die nach ihrer 
Art oder Beschaffenheit nicht mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abfällen be-
seitigt werden können (Problemabfälle), 
insbesondere Pflanzenschutz- und Schäd 
lingsbekämpfungsmittel, öl- oder lösemit-
telhaltige Stoffe, Farben und Lacke, Desin 
fektions- und Holzschutzmittel, Chemikali-
enreste, Leuchtstoffröhren, Säuren, Lau-
gen und Salze sowie Arzneimittel. 

§ 12 

Anforderungen an die 

Abfallüberlassung im Bringsystem 

(1) 'Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 aufgeführten Ab-
fälle zur Verwertung und die in § 11 Abs. 2 Nr. 
2 aufgeführten Abfälle zur Beseitigung sind von 
den Überlassungspflichtigen in die vom Land-
kreis dafür bereitgestellten und entsprechend 
gekennzeichneten Sammelbehälter einzuge-
ben; diese dürfen auch zu den vom Landkreis 
bekanntgegebenen zentralen Sammeleinrich-
tungen gebracht werden. 'Die jeweiligen An-
nahmebedingungen werden vom Landkreis 
bekanntgegeben. 3Andere als die nach der 
jeweiligen Aufschrift vorgesehenen Stoffe dür-
fen weder in die Sammelbehälter eingegeben 
noch neben diesen zurückgelassen werden. 
4Die Benutzung der Sammelbehälter ist nur zu 
den vom Landkreis festgelegten und am Stand-
ort deutlich lesbar angegebenen Einfüllzeiten 
zulässig. 

'Nicht zulässig ist 

1. die Aufstellung anderer Behälter, 

1. 

2. 
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2. die Bereitstellung oder Ablagerung von 
Abfällen in anderer Form, 

3. die Ablagerung von Abfällen aus privaten 
Haushaltungen neben oder in größeren 
Mengen in öffentlich aufgestellten Abfall-
körben, 

4. die Ablagerung von Abfällen aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen in oder neben öffentlich aufge-
stellten Abfallkörben. 

(2) 'Problemabfälle im Sinn des § 11 Abs. 2 
Nr. 3 sind von den Überlassungspflichtigen 
dem Personal an den speziellen Sammelfahr-
zeugen bzw. Sammeleinrichtungen zu überge-
ben. 'Die jeweiligen Standorte, Annahmebe-
dingungen und Annahmezeiten werden vom 
Landkreis bekanntgegeben. 3Absatz 1 Sätze 4 
und 5 gelten entsprechend. 

§ 13 
Holsystem 

(1) Beim Holsystem werden die Abfälle vom 
Landkreis bzw. den Systembetreibern nach § 
14 Abs. 1 Verpackungsgesetz (VerpackG) nach 
Maßgabe des § 14 am oder auf dem Anfall-
grundstück abgeholt. 

(2) Dem Holsystem unterliegen folgende Ab-
fälle (im haushaltsüblichen Umfang) 

pflanzliche Gartenabfälle, soweit diese nicht 
bei den dezentralen Kompostierungsanla-
gen angeliefert werden oder eine Eigen-
kompostierung durchgeführt wird, 
Sperrmüll (§ 1 Abs. 3), 
Für private Haushalte konstruierte Altkühl-
geräte und Weißmöbel (Waschmaschinen, 
Spülmaschinen, Elektroherde, Wäsche-
trockner, -schleu-dern), soweit diese nicht 
bei den Wertstoffsammelstellen angeliefert 
werden, 
Bioabfall (§ 1 Abs. 5), 
Papier, Pappe und Kartonagen, soweit diese 
nicht bei den Wertstoffsammelstellen ange-
liefert werden.. 
Verkaufsverpackungen aus Kunststoff,. 
Kunststoffverbunden, sonstigen Verbund 
stoffen, Weißblech und Aluminium, die au-
ßerhalb der öffentlichen Abfa llentsorgu ng 
zurückzunehmen und zu verwerten sind 
und von den jeweiligen Systembetreibern  

nach § 14 Abs. 1 VerpackG erfasst werden 
und 

7. Abfälle, die nicht nach Nummern 1 bis 6 
oder § 11 Abs. 2 getrennt erfasst werden 
(Restmüll). 

§ 14 
Anforderungen an die 

Abfallüberlassung im Holsystem 

(1) 'Für pflanzliche Gartenabfälle (§ 13 Abs. 2 
Nr. 1) wird eine besondere Abfuhr durchge-
führt. 'Bündel dürfen maximal 1,5 m lang und 
nicht schwerer als 25 kg sein. 3Der Landkreis 
bestimmt die Art und Menge der Bereitstellung, 
die zugelassenen Behältnisse sowie die Abhol 
zeiten und gibt die Termine öffentlich bekannt. 
4Können Grundstücke vom Abfuhrfahrzeug nicht 
oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten an-
gefahren werden, sind die Abfälle vom Besitzer 
selbst zur nächsten für das Abfuhrfahrzeug er-
reichbaren Stelle zu verbringen. 'Die pflanzlichen 
Gartenabfälle sind so zur Abfuhr bereitzustel-
len, dass Fahrzeuge und Fußgänger nicht behin-
dert oder gefährdet werden. 

(2) 'Sperrmüll (§ 1 Abs. 3), Altkühlgeräte und 
Weißmöbel (§ 13 Abs. 2 Nr. 3) werden vom 
Landkreis oder von dessen Beauftragten ein-
mal jährlich abgeholt, wenn der Besitzer dies 
mit der Anforderungskarte beantragt. 2Für 
jedes zugelassene und für das veranlagte 
Grundstück gemeldete Restm üllbehältnis er-
hält der Anschlusspflichtige auf Anforderung 
eine Anforderungskarte. 'Die Anforderungskar-
te ist an das veranlagte Grundstück gebunden, 
für das diese ausgegeben wurde. 4Die Anforde-
rungskarte gilt ab dem Tag der Ausgabe ein 
Jahr. 'Nach Ablauf der Geltungsdauer besteht 
ein Anspruch auf Erhalt einer neuen Anforde-
rungskarte. 6Die Anforderungskarte ist nicht 
übertragbar. 'Auf der Anforderungskarte sind 
Abholadresse und Name und Anschrift des 
Abfallerzeugers sowie Art und Menge der ab-
zuholenden Gegenstände anzugeben. 'Der 
Landkreis oder ein von ihm beauftragter Dritter 
bestimmt den Abholzeitpunkt und teilt ihn 
dem Besitzer mit. 'Der Besitzer hat die Menge 
des bei ihm anfallenden Sperrmülls so gering 
wie nach den Umständen möglich und zumut-
bar zu halten. "Absatz 1 Sätze 4 und 5 gelten 
entsprechend. "Bei der Übergabe soll eine 
verantwortliche Person anwesend sein. 

1. 

2. 
3. 

4.  
5. 

1 



12Sperrm üll, Altkühlgeräte, Weißmöbel und 
Altholz dürfen von den Besitzern auch zu den 
vom Landkreis bekanntgegebenen Sammelein-
richtungen gebracht werden. 

(3) 'Bioabfall (§ 1 Abs. 5) ist in den dafür be-
stimmten und nach Satz 3 zugelassenen Bioab-
fallbehältnissen zur Abfuhr bereitzustellen; 
andere als die dafür bestimmten Abfälle dürfen 
in die Behältnisse nicht eingegeben werden. 
20rganische Abfälle aus Großküchen, Kantinen, 
Gaststätten und ähnlichen Einrichtungen in 
Form von Speiseresten tierischer Herkunft 
unterliegen dem Tierischen Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetz und müssen einer dafür 
zugelassenen Anlage oder einem Speisereste-
verwerterbetrieb zur ordnungsgemäßen Ent-
sorgung zugeführt werden. 

'Zugelassen sind folgende Behältnisse: 

1. braune Bionormtonnen mit 60 1 Füllraum, 
2. braune Bionormtonnen mit 80 1 Füllraum 

und 
3 braune Bionormtonnen mit 120 1 Füllraum. 

'Andere als die zugelassenen Behältnisse und 
die Behältnisse, die dafür nicht bestimmte Ab-
fälle enthalten, werden nicht entleert bzw. 
mitgenommen. 

(4) 'Papier, Pappe und Kartonagen sind in den 
dafür bestimmten und nach Satz 3 zugelasse-
nen Altpapierbehältern zur Abfuhr bereitzu-
stellen, soweit sie nicht bei den Wertstoff-
sammelstellen angeliefert oder von gemein-
nützigen Sammlungen erfasst werden. 2Andere 
als die dafür bestimmten Abfälle dürfen nicht 
in die Behältnisse eingegeben werden. 

'Zugelassen sind folgende Behältnisse: 

1. graue Müllnormtonnen mit blauem Deckel 
mit 240 IFüliraum und 

2. grauer Müllgroßbehälter mit blauem De-
ckel mit 1.100 1 Füllraum. 

(5) 'Verkaufsverpackungen im Sinne des § 13 
Abs. 2 Nr. 6 sind in den dafür bestimmten 
Wertstoffbehältern für Verkaufsverpackungen, 
die von den Systembetreibern gemäß § 14 Abs. 
1 VerpackG ausgegeben werden, zur Abfuhr 
bereitzustellen. 2Andere als die dafür  

bestimmten Abfälle dürfen nicht in die Behält-
nisse eingegeben werden. 

(6) 'Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 13 
Abs. 2 Nr. 7 sind in den dafür bestimmten und 
nach Satz 2 zugelassenen Restmüllbehältnissen 
zur Abfuhr bereitzustellen; nach Absätzen 3, 4 
und 5 oder § 12 gesondert zu überlassende 
Abfälle dürfen in die Restmüllbehältnisse nicht 
eingegeben werden. 

'Zugelassen sind folgende Restmüllbehältnisse; 

1. graue Müllnormtonnen mit 60 1 Füll-

 

raum, 

 

2. graue Müllnormtonnen mit 80 1 Füll-

 

raum, 

 

3. graue Müllnormtonnen mit 120 1 Füll-

 

raum, 

 

4. graue Müllnormtonnen mit 240 1 Füll-

 

raum und 

 

5. graue Müllgroßbehälter mit 1.100 1 Füll-

 

raum. 

 

3Fallen vorübergehend so viele Abfälle an, dass 
sie in den zugelassenen Behältnissen nicht 
untergebracht werden können; so sind die 
weiteren Abfälle in Restmüllsäcken zur Abho-
lung bereitzustellen. 4Zugelassen sind Abfallsä-
cke mit ca. 60 1 - 70 1 Füllraum, die von den 
Gemeinden gegen Gebühr ausgegeben wer-
den. 'Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

(7) 'Für die Bereitstellung der nachfolgend 
genannten Abfälle aus öffentlichen und priva-
ten Einrichtungen gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 gel-
ten folgende zusätzliche Anforderungen: 
2Spritzen, Kanülen, Hä mostiletten, Skalpelle 
und sonstige spitze oder scharfkantige Gegen-
stände (insbesondere Abfallschlüssel AVV 
18 0101 und AVV 18 02 01) sowie Objektträ-
ger, Deckgläser, Reagenzgläser und sonstige 
zerbrechlichen Gegenstände aus Glas ein-
schließlich Glasbruch aller Art sind zunächst in 
fest mit Deckeln versehenen Schachteln aus 
Kunststoff (Fassungsvermögen etwa 1,5 1), die 
im medizinischen Fachhandel unter dem Be-
griff „Entsorgungsbox" erhältlich sind, zu ver-
packen. 3Diese Schachteln sind gegebenenfalls 
zusammen mit Verbandsmaterial, Tupfer, Spa-
tel, Pappbecher oder sonstigen durch Berüh-
rung mit Blut, Speichel oder Ausscheidungen 
von Menschen oder Tieren verunreinigte 
Abfälle an deren Entsorgung aus infektions-
präventiver Sicht keine besonderen Anforde 



rungen gestellt werden (z.B. Abfallschlüssel 
AVV 18 01 04 und 18 02 03), in einfache, un 

durchsichtige Plastiksäcke mit mindestens 
1/10 mm Wandstärke zu verpacken, die, bevor 
sie in die Restmüllbehälter gegeben werden, 
zuzubinden sind. 

(8) 'Können Streusiedlungen/Einöden - insbe-
sondere während des Winters - von der Müll-
abfuhr nicht angefahren werden, so dürfen 
während dieser Zeit Abfallsäcke für Restmüll, 
die gebührenfrei zur Verfügung gestellt wer-
den, benutzt werden. 2Diese Abfälle dürfen von 
den Besitzern auch zu den vom Landkreis be-
kanntgegebenen zentralen Sammeleinrichtun-
gen gebracht werden. 3§  15 Abs. 7 gilt entspre-
chend. 

§ 15 
Kapazität, Beschaffung, 

Benutzung und Bereitstellung 
der Behältnisse im Holsystem 

(1) 'Auf jedem anschlusspflichtigen Grund-
stück muss mindestens je ein Bioabfallbehält-
nis gemäß § 14 Abs. 3 Satz 3 und ein Restmüll 
behältnis nach § 14 Abs. 6 Satz 2 vorhanden 
sein; Altpapierbehältnisse nach § 14 Abs. 4 Satz 
2 werden auf Anforderung auf jedem an-
schlusspflichtigen Grundstück, auf dem ein 
Restmüllbehältnis vorgehalten wird, bereitge-
stellt. 2Die Anschlusspflichtigen haben dem 
Landkreis oder einer von ihm bestimmten Stel-
le Art,. Größe und Zahl der benötigten Bioabfall-
und Restmüllbehältnisse zu melden. 3Auf je-
dem anschlusspflichtigen Grundstück sind so 
viele Behältnisse der zugelassenen Größe be-
reitzuhalten, als zur Sammlung der der Abfuhr 
unterliegenden Abfälle bis zum Abfuhrzeit-
punkt regelmäßig erforderlich sind. 4Wer dem 
Landkreis nachweist, dass er die gesamten auf 
dem Grundstück anfallenden Bioabfälle voll-
ständig selbst verwertet, kann auf schriftlichen 
Antrag vom Anschluss- und Überlassungszwang 
für ein Bioabfallbehältnis befreit werden. 

(2) 'Für Privathaushalte soll eine Restmüllbe-

 

hälterkapazität von mindestens 
5 Litern/Woche für jede mit Haupt- oder Ne-
benwohnsitz gemeldete Person zur Verfügung 
stehen. 'Für alle anderen Einrichtungen als 
private Haushaltungen wird gemäß § 7 Satz 4 
GewAbfV die mindestens erforderliche Rest-

  

müllbehälterkapazität pro Woche nach folgen-
den Grundsätzen ermittelt: 

1. Krankenhäuser, Kliniken, Al- 715 1 pro 
tenheime und ähnliche Einrich- Bett 
tungen 

 

2. Schulen, Kindereinrichtungen, 11 pro 
Bildungseinrichtungen und ähn- Kind und 
liche Einrichtungen Aufsichts-

  

personal 
3. Öffentliche Verwaltungen, Geld- 3 1 pro 

institute, Verbände, Kranken- Beschäf-

 

kassen, Versicherungen, Einzel- tigten 
und Großhandel.. Tankstellen, 

 

freiberuflich Tätige, Kasernen, 

 

Industriebetriebe, Handwerks-

  

betriebe, Praxen und ähnliche 

 

Einrichtungen 

 

4. Gaststättenbetriebe, die nur als 8 1 pro 
Schankwirtschaft konzessio- Beschäf-

 

niert sind, Restaurants, Speise- tigten 
bewirtschaftung, Imbissstuben, 

 

Sporthallen, Fitnessstudios, 

 

Schwimmbäder und ähnliche 

 

Einrichtungen 

 

5. Beherbergungsbetriebe, Hotels, 5 1 pro 
Ferienwohnungen, Internate Bett 
und ähnliche Einrichtungen 

 

6. Sonstige 3 1 pro 

 

Beschäf-

 

tigten. 

31n begründeten Ausnahmefällen kann der 
Landkreis zur bedarfsgerechten Festlegung des 
Behältervolumens nach Satz 1 abweichende 
Regelungen treffen. 

(3) Auf Antrag der betroffenen Anschluss-
pflichtigen kann der Landkreis für unmittelbar 
benachbarte Grundstücke oder für mehrere 
Haushalte und/oder Einrichtungen aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen auf einem Grundstück die gemeinsame 
Nutzung eines zugelassenen Bio-, Altpapier-
oder Restmüllbehältnisses nach § 14 Abs. 3, 4 
und 6 gestatten, wenn 

1. sich einer der Anschlusspflichtigen durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Landkreis zur Zahlung der gesamten Ab-
fallentsorgungsgebühren verpflichtet und 

2. mindestens ein Gesamtvolumen gemäß 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 vorgehalten 
wird und 
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3. sichergestellt ist, dass sämtliche anfallen-

 

den Bioabfall- oder Restmüllmengen unter 
Berücksichtigung der Abfuhrhä ufigkeit 
und einer angemessenen Reserve in dem 
gemeinsamen Bioabfall- oder Restmüllbe 
hältnis ordnungsgemäß aufgenommen 
werden können. 

(4) Der Landkreis kann Art, Größe und Zahl 
der Behältnisse nach § 14 Abs. 3, 4 und 6 durch 
Anordnung für den Einzelfall und abweichend 
von der Meldung nach Absatz 1 Satz 2 festle-
gen. 

(5) 'Die zugelassenen Bioabfall-, Restmüll- und 
Altpapierbehältnisse in der nach Absatz 1 ge-
meldeten oder der nach Absatz 4 festgelegten 
Art, Größe und Zahl werden den Anschluss-
pflichtigen überlassen. 2Bioabfall-.. Restmüll-.. 
und überlassene Altpapierbehältnisse sind 
betriebsbereit und in ordnungsgemäßem Zu-
stand zu halten. 3Nicht mehr benötigte Behält-
nisse sind dem Landkreis leer und gereinigt 
zurückzugeben. 4Die Anschlusspflichtigen ha-

ben dafür zu sorgen, dass die Behältnisse den 
zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grund-
stücks Berechtigten zugänglich sind und von 
diesen ordnungsgemäß benutzt werden kön-
nen. 

(6) 'Die Behältnisse dürfen nur zur Aufnahme 
der jeweils dafür bestimmten Abfälle verwen-
det und bereitgestellt werden sowie nur so 
weit gefüllt werden, dass sich der Deckel noch 
schließen lässt; sie sind stets geschlossen zu 
halten. 2Abfälle dürfen nicht mechanisch vor-
gepresst und nicht in die Behältnisse einge-
stampft werden; brennende, glühende oder 
heiße Abfälle sowie sperrige Gegenstände, die 
die Behältnisse, Sammelfahrzeuge oder Ab-
fallentsorgungsa nlagen beschädigen oder un-
gewöhnlich  verschmutzen können, dürfen 
nicht eingegeben werden. 3Vorschriftswid rig 
befüllte und zur Abfuhr bereitgestellte Sam-
melbehälter werden nicht entleert. 4Die zur 
Verfügung gestellten Behältnisse sind scho-
nend und sachgemäß zu behandeln; Reparatu-
ren dürfen nur durch Bedienstete des Land-
kreises oder die vom Landkreis beauftragten 
Unternehmen vorgenommen werden. 
'Beschädigungen oder Verluste von Behältnis-
sen sind dem Landkreis unverzüglich anzuzei-
gen. 6Für Schäden, grobe Verschmutzung oder 
Verlust an den überlassenen Behältnissen haf-
tet der Anschlusspflichtige, falls ihm ein Ver-

  

schulden nachgewiesen werden kann, ansons-
ten der Verursacher. 

(7)'Die Behältnisse sind nach den Weisungen 
der mit der Abholung beauftragten Personen 
am Abholtag auf oder vor dem Grundstück 
oder auf der dem Grundstück gegenüberlie-
genden Straßenseite so aufzustellen, dass sie 
ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert 
werden können. 2Nach der Leerung sind sie 
unverzüglich an ihren gewöhnlichen Standplatz 
zurückzubringen. 3Können Grundstücke vom 
Abfuhrfahrzeug nicht oder nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten angefahren werden, ha-
ben die Überlassungspflichtigen die Behältnisse 
selbst zur nächsten vom Abfuhrfahrzeug er-
reichbaren Stelle zu verbringen; Satz 2 gilt ent-
sprechend. 4Fahrzeuge und Fußgänger dürfen 
durch die Aufstellung nicht behindert oder 
gefährdet werden. 

(8) 'Von den im Stadtteil "Kurstadt" der Stadt 
Bad Wörishofen gelegenen Grundstücken, 
werden die zugelassenen Bioabfall- und Rest 
müllbehältnisse - ausgenommen die Müllgroß-
behälter mit 1.100 1 Füllraum - vom gewöhnli-
chen Standplatz abgeholt und nach Entleerung 
auf das Grundstück des Anschlusspflichtigen 
zurückgebracht. 2Die hiervon erfassten Grund-
stücke sind in dem als Anlage befindlichen La-
geplan gekennzeichnet. Für die nähere Be-
stimmung ist maßgebend die innere Begren-
zung der. im Lageplan den Geltungsbereich 
umschreibenden Linie. 3Der Lageplan ist Be-
standteil dieser Satzung. 

(9) 'Die Behältnisse dürfen zwischen den Ab-
fuhrzeiten nur innerhalb der Grundstücke aufge-
stellt werden. 2Die Standplätze müssen so ge-
wählt werden, dass keine Belästigung durch 
Geruch, Staub und Ungeziefer auftreten kann. 

(10)Absatz 5 Sätze 2 und 3 sowie Absätze 7 
und 9 gelten für die von den Systembetreibern 
gemäß § 14 Abs. 1 VerpackG ausgegeben 
Wertstoffbehälter für Verkaufsverpackungen 
entsprechend. 

§ 16 
Häufigkeit und Zeitpunkt der 

Abfallabfuhr 

(1) 'Bioabfall- und Restmüll werden vom 
Landkreis 14-täglich abgeholt; in den Monaten 



Juni, Juli, August und September erfolgt die 
Leerung der Biotonne wöchentlich. 2Auf Antrag 

werden 1,1 m3-Container für Restmüll wö-
chentlich entleert. 3Die Altpapiertonne wird 
vierwöchentlich geleert. 'Die von den System-
betreibern gemäß § 14 Abs. 1 VerpackG ausge-
gebenen Wertstoffbehälter für Verkaufsverpa-
ckungen werden zu dem vom Landkreis be-
stimmten Turnus abgeholt. 'Der für die Abho-
lung in den einzelnen Teilen des Kreisgebietes 
vorgesehene Wochentag wird vom Landkreis 
bzw. von den Systembetreibern nach § 14 Abs. 
1 VerpackG bekanntgegeben. 'Fällt  der vorge-
sehene Wochentag auf einen gesetzlichen Fei-
ertag, so erfolgt die Abholung in der Regel am 
folgenden Werktag. 'Muss der Zeitpunkt der 
Abholung verlegt werden, wird dies nach Mög-
lichkeit bekanntgegeben. 
(2)'Der Landkreis kann im Einzelfall oder 

generell für bestimmte Abfallarten oder Ab-
fuhrbereiche eine längere oder kürzere Abfuhr-
folge festlegen. 21n diesem Fall gelten Absatz 1 
Sätze 2 bis 5 entsprechend. 

(3) Können die Behältnisse aus einem von 
dem Anschluss- und Benutzungspflichtigen zu 
vertretenden Grund nicht entleert oder abge-
fahren werden, so erfolgt die Entleerung und 
Abfuhr zum nächsten Abfuhrtermin. 

§ 17 
Selbstanlieferung von Abfällen zur 

Beseitigung durch den Besitzer 

(1)'Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach 
§ 6 Abs. 2 und 3 sind die in § 4 Abs. 2 aufgeführ-
ten Abfälle vom Besitzer oder in dessen Auftrag 
gemäß den nachfolgenden Bestimmungen 
selbst zu den vom Landkreis dafür jeweils be-
stimmten Abfallentsorgu ngsa nlagen zu brin-
gen. 2Der Landkreis macht eine Übersicht der 
für die Anlieferung zugelassenen Anlagen be-
kannt. 31n Benutzungsordnungen können für 
die einzelnen Anlagen auch die jeweils zugelas-
senen Abfallarten und Höchstmengen sowie 
Einzugsgebiete festgelegt werden. 4Der Land-
kreis kann im Übrigen die Anlieferung durch 
Anordnung für den Einzelfall abweichend von 
den Sätzen 1 bis 3 regeln. 

(2)'Darüber hinaus kann der Landkreis zulas-
sen, dass Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen vom Besitzer oder in dessen Auftrag zu den 
zur Anlieferung zugelassenen Abfallentsor-

  

gungsanlagen gebracht werden, soweit eine 
Erfassung nach § 14 Abs. 6 aufgrund der anfal-
lenden Mengen unzweckmäßig oder aufgrund 
besonderer Verhältnisse auf dem Grundstück 
nicht möglich ist. 2Eine Erfassung nach § 14 
Abs. 6 gilt unter anderem als unzweckmäßig, 
wenn zur Aufnahme der Abfälle mehr als vier 
Müllgroßbehälter nach § 14 Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 
erforderlich wären. 

(3) Abfälle zur Beseitigung dürfen keine Wert-
stoffe oder Problemabfälle enthalten. 

(4) 'Die Abfälle sind getrennt nach 

1. wiederverwertbaren Materialien, 
2. thermisch behandelbaren Stoffen und 
3. deponierbaren Stoffen 

den dafür jeweils zugelassenen Entsorgungsan-
lagen und hierfür vorgesehenen Wertstoffbe-
hältern zuzuführen. 2Auf Verlangen des Land-
kreises sind der Anfallort, die Art und Zusam-
mensetzung der Abfälle und die Abfallschlüs-
selnummer vom Anlieferer oder dessen Beauf-
tragten zu bezeichnen bzw. nachzuweisen. 3Die 
Entscheidung über die Zuordnung der angelie-
ferten Abfälle zu den einzelnen Abfallarten 
wird im Zweifel vor Ort von einem Verantwort-
lichen der Entsorgungsanlage getroffen. 

(5) 'Abfälle, die bei Bau- und Abbruchmaß-
nahmen anfallen, nicht nach § 4 Abs. 1 von der 
Abfallentsorgung durch den Landkreis ausge-
schlossen sind und nicht dem Bringsystem ge-
mäß § 11 unterliegen, sind auf der Baustelle 
soweit möglich getrennt zu halten, zu sortieren 
und vorrangig einer dafür zulässigen Verwer-
tungsanlage zuzuführen. 2Ansonsten sind diese 
Abfälle nach folgenden Fraktionen getrennt bei 
den nach Absatz 1 bestimmten Anlagen anzu-
liefern: 

1. Erdaushub, soweit dieser nicht auf der 
Baustelle wieder eingebaut werden soll 

2. Kunststoffe 
3. Grünabfälle 
4. Asbesthaltige Abfälle und künstliche Mine-

ralfaserabfälle, soweit die Bestimmungen 
des jeweils gültigen LAGA-Merkblattes 
und der Technischen Regeln für Gefahr-
stoffe eingehalten sind 

5. Altholz, getrennt nach unbelasteten und 
belasteten Hölzern 

6. Straßenaufbruch, getrennt nach Ausbau-
asphalt, Straßenunterbau ohne wesent-
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liche bituminöse Anteile und teerhaltigem § 19 
Abfall Gebühren 

7. Bauschutt zur Aufbereitung 
8. Bauschutt zur Deponierung Der Landkreis erhebt für die Benutzung seiner 
9. Baustellenabfälle zur thermischen Be- öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung Ge-

 

handlung bühren nach Maßgabe einer besonderen Ge-

 

10. Baustellenabfälle zur Deponierung. bührensatzung. 

'Verunreinigte Bauabfälle sind je nach festge-
stellter Belastung soweit wie möglich einer 
Behandlung und einer Verwertung gemäß den 
jeweils gültigen LAGA-Vorschriften zuzuführen. 
Soweit eine Behandlung bzw. Sortierung nicht 
möglich ist, sind diese bei den nach Absatz 1 
dafür bestimmten Anlagen anzuliefern. 

(6) Die nicht getrennte Übergabe von Abfäl-
len verschiedener Art bedarf der Einwilligung 
des Landkreises. 

(7) 'Die Anlieferung soll in geschlossenen 
Fahrzeugen erfolgen. 2Werden offene Fahrzeu-
ge verwendet, so müssen die Abfälle gegen 
Herunterfallen und Verwehungen gesichert 
sein. 'Erhebliche Belästigungen, insbesondere 
durch Geruch, Staub oder Lärm, dürfen nicht 
auftreten. 4Beim Transport und bei der Anliefe-
rung von asbesthaltigen Abfällen und künstli-
chen Mineralfasern sind die einschlägigen Vor-
schriften einzuhalten. 

(8) Sind Angaben über Art und Zusammenset-
zung von Abfällen unzutreffend oder werden 
Abfälle verschiedener Arten ohne die Einwilli-
gung des Landkreises nicht getrennt überge-
ben, kann der Landkreis den Ersatz eines ihm 
daraus entstehenden Schadens verlangen. 

3. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

§ 18 
Bekanntmachungen 

'Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekannt-
machungen erfolgen im Amtsblatt des Land-
kreises. 25ie können außerdem in regelmäßig 
erscheinenden Druckwerken und in ortsübli-
cher Weise in den kreisangehörigen Gemein-
den veröffentlicht werden. 

§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG i.V.m. 
Art. 18 Abs. 2 Satz 2 LKrO kann mit Geldbuße 
bis zu 2.500 € belegt werden, wer 

1. gegen die Überlassungsverbote in § 4 Abs. 
4 Satz 1 oder 2 verstößt, 

2. den Vorschriften über den Anschluss- und 
Überlassungszwang (§ 6) zuwiderhandelt, 

3. den Mitteilungs- oder Auskunftspflichten 
nach § 7 nicht, nicht rechtzeitig, nicht voll-
ständig oder mit unrichtigen Angaben 
nachkommt, 

4. gegen die Vorschriften in § 12 und § 14 
über Art und Weise der Überlassung der 
einzelnen Abfallarten im Bring- und HoI-
system verstößt, 

5. den Vorschriften über die Meldung, Be-
schaffung, Benutzung oder Bereitstellung 
der Behältnisse (§ 15) zuwiderhandelt, 

6. unter Verstoß gegen § 17 Abs. 1 bis 5 Ab-
fälle zu anderen als den vom Landkreis be-
stimmten Anlagen oder Einrichtungen 
bringt oder nicht nach den vorgeschriebe-
nen Fraktionen getrennt anliefert oder 
nicht richtig deklariert, 

7. die zwingenden Vorschriften in § 17 Abs. 7 
über die sichere und umweltverträgliche 
Anlieferung von Abfällen nicht befolgt, 

8. Abfälle zur Abholung bereitstellt oder bei 
Anlagen des Landkreises anliefert, die 
nicht im Gebiet des Landkreises Unterall-
gäu angefallen sind, wenn deren Entsorgung 
nicht durch besondere Vereinbarung vom 
Landkreis Unterallgäu übernommen wor-
den ist. 



(2) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, 
insbesondere § 326 Abs. 1 StGB und § 69 KrWG 
und Art. 33 BayAbfG, bleiben unberührt. 

§ 21 
Anordnungen für den Einzelfall 

und Zwangsmittel 

(1) Der Landkreis kann zur Erfüllung der nach 
dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 
vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen 
oder Unterlassungen gelten die Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes. 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft; 
gleichzeitig tritt die Satzung über die Vermei-
dung, 

Verwertung und Beseitigung von Abfällen im 
Landkreis Unterallgäu vom 11. Dezember 2018 
außer Kraft. 

Mindelheim, den 9. November 2021 
Landkreis Unterallgäu 
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/1'ex Eder 
/ Landrat 
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